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G r ü n d e :“___—___... ___—_

Auf Grund eines Vertrages vom 24. März 1952 übernahm die

Beigeladene Jutta R° (im folgenden regelmäßig als "die Bei—-

geladene" bezeichnet) am 1, April 1952 in L. die Leitung

einer Filiale des vom Yläger betriebenen Eheanbahnungein-

stitutes, das auf einem ausgedehnten Netz von Filialen'auf—

gebaut war° Für den Geschäftsverkehr mit der Zentrale des

Instituts sowie für die Eheanbehnung galt die vom Kläger

erlassene "Allgemeine Dienstanweisung (ABA) für meine Mit—

arbeiter“; später war die “Allgemeine Information" zu be—

achten, in der "der Geschäftsableuf der Zentrale und die

Tätigkeit der Filiale ausdrücklich beschrieben ist". Der

Kläger meldete die Filiale am 23. Juli 1952 auf seinen

Namen beim Gewerbeemt in L, an; den danach erteilten Gewer—

beschein übersandte die Beigeladene dem Kläger und berech—

nete ihm die dafür entstandenen Kosten von 2.—- DM. Die bei

der Anmeldung verwandte Geschäftsbezeichnung lautete: "In—

stitut F , die neuzeitliche Eheanbahnung mit den

vielen Filialen, Inhaber Artur H. F ‚ L., Am Bahn—

hof 5", In dem Schreiben des Klägers an das Gewerbeamt vom

23° Juli 1952 hieß es noch: ”Filialleiterin ist Frau J.R„

wohnhaft daselbst. Ich habe Frau R. angewiesen, bei Ihnen

vorzusprechen, um die etwa noch notwendigen Formalitäten

durchzuführen"° Die Beigeladene erhielt für ihre Tätigkeit

einen prozentualen Anteil an den eingegangenen-Vermittlunge—

gebühren (25 %). Für 1953 reichte die Beigeladene eine Ein—
kommensteuererklärung ein; für die folgenden Jahre ist eine

Veranlagung zur Einkommensteuer nicht erfolgt. Der Kläger

hat für die Beigeladene keine Lohnsteuer abgeführt.

Nachdem die beklagte Allgemeine Ortskrankenkasse den Kläger

bereits am 50, Dezember 1954 aufgefordert hatte, die Bei-

geladene zur Sozialversicherung anzumelden, teilte sie ihm

am 10° Mai 1955 erneut mit, daß ein sozialversicherungs—

pflichtiges Beschäftigungsverhältnis bestehe, Den vom Kläger
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hiergegen erhobenen "Widerspruch wies die u'ider39ru013stelle

der Beklagten zurück. Die Klage beim Sozialgericht (SG.),
das außer der Beigeladencn R. die Bundesanstalt für Arbeits—

vermittlung und Arbeitslosenversicherung (hier ml "Beige—

ladene zu 1.)" bezeichnet) sowie die Bundesver "icher ungeah-
stalt für Angestellte (hier als "Beigeladene zu 2. )" oezeich-
net) beilud, hatte keinen Erfolg°

Vor der Widerspruch$entscheidung vom 10° Juni 1955 ging das

Geschäft des Klägers — am 1. Juni 1955 — auf dessen Ehefrau
über° Während des Veer1ahrens vor dem SG. beendete die Bei—

geladene zum 15° September 1955_(nach einem späteren ar—
beitsgerichtlichen Vergleich zum 50° September 1955) auf

Grund einer Kündigung des Instituts ihre Tätigkeit als

Filialleiterin: '

Der Kläger legte gegen das Urteil des SG° Berufung ein und

trug vor, die Beigeladene sei vom Kläger nicht wirtschaft-

lich und persönlich abhängig gewesen. Die-eingehenden Dienst—

anweisungen des Klägers stellten nur eine Einweisung in die

übernommene Tät% keit der; im übrigen sei die Beigeladene

bei Gestaltung ihrer Tätigkeit frei gewesen. Diese trug vor,

sie hätte sich geweigert, die ”Allgemeine Eienstanweisung

für meine Mitarbeiter" anzuerkennen; sie habe diese erst

Ostern 1954 — nach Androhung von Konsequenzen f unterschrie—

ben. Während ihrer Tätigkeit habe sie keine Steuererklärun-
gén abgegeben und auch keine Steuern oder sonstigen Abgaben

gezahlt; eine andere Erwerbstätigi (eit habe sie nicht ausge-

übt‚ Als Filialleiterin des Klägers habe sie weder einen

freien Sonntag noch einen freien Wochentag ;ehaot, da in

den vom Kläger aufgegebenen Inseraten keine Sprechstunden

angegeben gewesen seien; sie habe daher ständig dienstbereit

sein müssen.

Die Beklagte, die Beigeladene zu 1. ) und die Beigele dene zu

2.) beantragten, die Berufung zurückzuweisen=
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Das Landessozialgericht (LSG.) ■ies die Berufung des Klä—

gers — unter Zulassung der Re“V sion — zurück: Die Beigela—l

dene habe kein eigenes Betriebs kepital aufbrin*en müssen.

Für die Zurverfd gun.rstellu.g der für die EhQVcrmittlung

erforderlichen Räumlichkeiten in ihrer Wohnung seien ihr

keine besonderen AusM c5en erwachsen. Die I seratenwerbung
habe der Kläger durchge Pf ihrt; den erforderlichen Bürobedarf

(z B Vordrucke, Bri- ofoogen) habe der Kläger kostenlos zur

Verfhgung gestellt; der Kläger habe auch die Unkosten des

Fernsprechanschlusses und alle veiteren Unkos ten der Filiale

(nach seiner Angabe monatlich etwa 280.—— DM) getragen. Die

Beigeladene sei zur Bestreitung des Lebensunterhalts für

sich und ihre beiden Söhne auf die vom Kläger erhaltenen

Provisionen (durchschnittlich 250.—— DM monatlich) ange—

wiesen und somit Wirtjgg_3tlgcg_ebenso abnonnig gewesen
wie ein gegen Zeitlohn beschäii'tiö ter „rbe1tnehmer. Die Bei-

geladene sei vom Kläger auch peisgjlg_h_gbngnpig gewesen,
Sie habe sich ihrer Bewegungsfreiheit weitgehend oegeben

und sei in die Betrieosorg anisation des Klägers eingeglie—

dert sowie den Dienstanweisungen des Klägers unterworfen

gewesen° Auf den Briefoog en des nlqdcr sei die Sprechzeit

der Filialen werktags von 12 bis 19 Uhr angegeben gewesen;

sonntag* habe sie nach der Arbeitsanleitung von 12 bis 16

Uhr zur Verfügung stehen müssen. Sie habe somit entgegen

dem Vertrag, in dem fur den „ontag keine Sprechzeit vorge—

sehen gewesen sc=i, keinen freien Tag gehabt und habe, da

in den Insere .ten übe1haupt keine Sprechzeiten angegeben

seien, auch außerhalb derselben Besuche empfangen müssen.

Für Urlaub sei die Genehmigung des Kläge s erforderlich ge—

wesen. Der Vertrag besage (in Zifi. 5) ausdrücklich: "Die

Arbeitsweise selbst hat nach den mdndlich gegebenen Wei—

sungen zu erfolgen und nach der anliegenden Arbeitsanlei—

tung, die damit ein Bestandteil des Vertrages wird"° Daß

die =roße Arnzahl von Di enstanweisungen nur für die Einar-

beitung in die Materie bestimmt gewesen seien, sei offen-

bar nicht zutreffend. Die Beigeladene habe außer der um—

fangreichen "Allgemeinen Dienstanweisung für meine Mitar-
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heiter" auch die zahlreichen Rundschreiben des Klägers be-

achten müssen, die dieser in unregelmäßigen Abständen an die

Filialleiterinnen verschickt habe„ Die Bindung zwischen den

Filialen und der Zentrale sei danach sehr eng :e.es en Die

Filialleiterinnen hätten Tages—, Halbmonats— und Monatsbe—

richte erstatten müssen. Auch sei der Schriftwechsel zwi—

schen der Filiale'sowie den Interessen„en oder Klienten

grundsätzlich über die Zentrale gelaufen; die -
Ml ale habe

Kopien der Schreiben zur Ken thisnahme erhalten (Ziff. 9

des Vertrages)° Habe der Schriftwechsel ausnahmsweise unmit—

telbar zwischen der Filiale und den Interessenten stattge-

funden, habe die Zentrale Kopien erhalten° Die Originalper—

sonalbogen mit Schriftproben und Lichtbildern hätten der

Zentrale jeweils noch am Tage des Eingangs zugeleitet wer-

den müssen, um es der Zentrale — von der Kontrolle der Fi—

lialleiterinnen abgesehen — zu ermöglichen, duergebietliche

Vermittlungen vorzunehmen° Somit habe zur Ausführung der

eingegangenen Au1trag e eine dauernde enge Verbindung zwi—

schen Zentrale und Filialen oestanden‚ In der “Allgemeinen

Dienutanweisung" heiße es, daß "ein bis ins kleinste gere-

gelter Geschäftsablauf und eine tadellos funktionierende

pünktliche und gew'ssenhafte Abwicklung aller von der Wer—

bung ois zum endgültiö en „uft mgsaämhluß notW)ndigen verwal—

tungsmäßigen Arbeiten mit eine grundlegende Voraussetzung

für erfolgreiches Schaffen nicht nur des Institutes als gan—

zem, sondern insbesondere jeder einzelnen Filiale, das heißt,

ihres Leiters ist." Nach den hundschreiben des Klägers und

der tatsächlichen Übung bildeten Zentrale und Filialen ein

nach kaufmännischen Grundsätzen geleitetes Unt er ‘dchmen. Da

fur den Kläger Filialleiterinnen "uninteress ent" gewesen

seien, die "glauben, die Anweisungen der Zen ale ignorie-

ren zu können, weil die Ausführung dieser ihre Bee uemlich—

keit stört" (Sonderrundschreiben vom 9‚ Aug 1

die Beigeladene, die sonst mit einer fristlo

nach 5 14 des Vertrages hätte rechnen m.ssen‚ ;ezwung en ge—

wesen, alle ihr vom Kläger erteilten Anweisungen zu beach—

ten. Dieses Rechtsverhiltnis sei nicht als eine Art Unter—
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‚
1

mäklerverhältnis nach @@652 ff. Bürgerliches Gesetzbuch
(BGB) zu betrachten; auch seien die Vorschriften der @@84

ff‚ Handelsgesetzbuch — HGB - (über Handelsvertreter) nicht

anwendbar, da die Beigeladene nicht selbständig tätig gewe—

sen sei° Die Befugnis zur selbständigen Vereinbarung von

Honoraren ergebe nichts anderes, da ein Mindestm und Höchst-

honorar gegolten habe und auch Weisungen für die Honorar—

festsetzung gegeben worden seien° Im übrigen beruhe es auf

der Eigenart der Eheanbuhnungstätigkeit, daß die Honorar-

höhe nur im Gespräch der Filialleiterinnen mit den Auftrag-

gebern vereinbart werden könne. Das Rechtsverkältnis der

Beigeladenen zum Kläger habe einen dienstvertragsartigen

Charakter gehabt, Daß der Kläger die Filialleiterinnen

unter D 2 der "Allgemeinen Dienstanweisungen" (S. 16) auf

eine Selbstveranlagung zur Einkommensteuer hingewiesen

habe, sei bedeutungslos; die Sozialversicherungspflicht

unterliege nicht vertraglicher Vereinbarung der Beteilig—

ten. — Die Übertragung des Instituts auf die Ehefrau des

Klägers am 1. Juni 1955 brauche nicht berücksichtigt zu
werden, da nur über die Anfechtungsklage gegen den Bescheid

der Beklagten vom 10c Mai 1955 zu entscheiden gewesen sei,

durch den sich der Kläger beschwert fühle,

Das Urteil des LSG„ wurde dem Kläger am 29° Juni 1956 zu—
gestellt° Er legte mit einem am 26„ Juli 1956 beim Bundes—

sozialgericht (BSG„) eingegangenen Schriftsatz Revision

ein° Auf seinen Antrag verlängerte der Vorsitzende des Se-

nats die Revisionsbegründungsfrist bis zum 1. Oktober 1956

einschließlich; an diesem Tage ging die Revisionsbegrün—

dung beim BSG° ein°

Der Kläger beantragt,

unter Abänderung des angefochtenen Urteils entspre-

chend dem Klageantrag festzustellen, daß kein Ver—

sicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis der

ic ad n , i, „ „ h‘ä“ es an ha v\'Be °el e en ? zum ’l ger b t rden beq
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und trug vor: Die Bezeichnung
“Filialleiter"

sowie die rein
innerbetrieblichen Richtlinien des Klägers rechtfertigten

nicht die Annahme, daß ein Verhältnis persönlicher Abha% ig—

keit der Beigeladenen zum Kläger bestanden habe° Es sei ent-
scheidend, was die Beteiligten gewollt hätten. Die Darstel—

lung der Beigeladenen könne nicht entscheidend sein, weil

sie sich dem Kläger gegenüoez späte feindlich e1i%restellt

habe° Die Beig eladene sei seloständige Gewv roet re ibende ge—

wesen° Ihre tatsächliche 1ät% 1:eit und die era. chenüblich

angewandte Bezeichnung "Filiale" stimmten, soweit es sich

ausschließlich um die Beurteilung der Versicherungsfrage han—

dele, nicht überein° Für einen selbständigen Gewerbebetrieb

der Beigeladenen spreche: die vertraglic11 in ihren eigenen

Räumen zu ihren Lasten stattfindende Tätigkeit, wofür sie

die Miete und die Kosten für Heizung, Beleuchtung, Sauber—

haltung zu tragen habe; die Anmeldung der 11liale "unter

Namen des jeweil% en Filia lleiters" (ßllg. Inio rmation

D Ziff. 1 Bl. 19), der dem Gewerbeamt ge ;endoer d.1e allei—

nig e Ve1antwortung habe und auch die Gewerbesteuern aus

eigenen Mitteln zu zahlen habe; die Tatsache, daß die Filial—

leiterin nach der vertraglichen Vereinbarung die Steuern aus

Umsatz und Einkommen zu tragen habe; die auf eingehender

Pru1ung beruhende Verneinung der Lohnsteuerpflicht durch die

Steuerfahndungsstelle bei der Oberfinanzdirektion (CFD)

Frankfurt a.M.‚ Finanzamt Börse; die se lost«erantwortliche

Entscheidung über Annahme oder Ablehnun. eines Auftrags durch

U
.)

7

Sauch das Honorar kassiere, wofür eine Pr0vis1on von 25,}.
J.

erhalte; daraus ergebe sich, daß sie den Umfang ihrer Tätig—

keit sowie die Höhe des Verdienstes u11d der Betriebskosten

selbst bestimme, — daß alle Geschäftsvo gänge taglich einzu—

tragen und abzurechnen seien, gehör zu einem ordentlichen

Geschäftsbetrieb und daß die Einnar men "institdtseigene Gel—

der" seien, liege im Interesse der Filialleiterinnen (für

den Fall von Zwangsvollstreckungsmeßnahmen); die bloße "Emmp—
ff.

3 Bl. 19); im ubrigen sei der Besuch so schv.ach‚ daß in die—

";fehlunv" von S1rechzeiten in der Alle° Information (D „i
b 13 o
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ser Zeit auch die anfallenden Schreibarbeiten erledigt wer-

den könnten; daß keine Pflicht bestehe, Rechenschaft über

die Tätigkeit abzulegen und das Fehlen einer Kontrolle der

Tätigkeit. Auch die Leiter der anderen Eheanbahnungsinsti—

tute unterlägen keiner Versicherungspflicht. ;

Die Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweisen.l

,Die Beigeladene zu 1.) beantragt,

die Revision als unzulässig zu ve:werfen,

da die Revisionsbegründungsfrist bei Einreichung der Revi—

sion am 1. Oktober 1956 (bereits .m 29. September 1956)

verstrichen gewesen sei. Auf jeden Fall sei die Revision

unbegründet. Das LSG. habe alle für die Entscheidung we—'

sentlichen Tatsachen geprüft und bei AnWendung des Rechts

der freien Bewe'swürdigung die rechtlichen Grenzen nicht

überschritten, Der Kläg>r habe nach der Feststellung des

LSG. ausreichend Gelegenheit gehabt, zu den Behauptungen

_der Beigeladenen Stellung zu nehmen; das Urteil des LSG.

sei daher, soweit es seine Entscheidung auf die Aussagen

der Beigeladenen gestützt habe, nicht zu beans'anden. Die

Behauptung des Klägers, die Beigeladene sei gegenüber dem

Kläger "nicht mehr unparteiisch" gewesen, trefie nicht zu.

Sie habe den Kläger und seine Vertreter bei ihren Besuchen

stets darauf aufmerksam gemacht, daß Versicherungspflicht

bestehe. Die Beklagte habe die Anmeldung auch bereits am
30. Dezember 1954 verlangt, als das Beschäftigungsverhält-

nis zum Kläger noch bestanden habe. Weder das LSG. noch die

Beklagte hätten aus der Bezeichnung "Filiale" Schlüsse ge—

zogen; für die Beurteilung seien allein die tatsächlichen

Verhältnisse entscheidend. Das Bheanbahnungsinstitut sei

nach den eigenen Angaben des Klägers zur individuellen

Beratung und Betreuung der Auftraggeber auf Filialen an-.

gewiesen. Weder sei die Hauptstelle ohne Filialen lebens—
fähig, noch seien es die Filialen. Sie bildeten zusammen
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einen Betrieb. Die Beigeladene sei du: ch Verri chtung von
Tätigkeiten, die zum „neanbunnvnvcin tit tut des ALQSGTS ge-
hörten, in einen ihr fremden Betrie cb einge*liedert‚ und

dies mache sie nach herkömmlicher Auffassung zum unselb—

ständigen Arbeitnehmer. Diese Annahme sei inso;‘ ern zwin—

gend, als die ninglieaezung vie hier mit dem Direktione—

recht des Betriebsinhabers verbunden sei. Die Verrichtung

der Tätigkeit in eigenen Räumen der Be% ela‘enen sei un-

erheolich; auch Heimarbeiter unterläeen der Versicherungs—
■flicht. Zutreffend habe das LSG„ auch festgestellt, daß

nicht die Beigeladene die Filiale in L. angemeldet habe,

sondern der Kläger. Da vertragliche Vereinbarungen der Be—

teiligten für die Begründung oder den Ausschluß der Ver—

sicherungspflicht bedeutungslos sei en, komme es nicht da—

rauf an, daß der Kläger der Beigeladenen die Selbstveran—

lagung zur Einkommensteuer vorgeschrieben habe; in ihrem

Schreiben vom 6° Mai 1956 habe die Beigeladens ausdri cklich

erklärt, daß sie weder Steuererklärungen abgegeben noch

Steuer entrichtet habe„ Zum Entgelt nach € 160 Reichsver-

sicherungsordnun (RVO) gehörten au$er Gehzilt oder Lohn

co t—
'.

15 (+auch andere Bezd C
H

01
1

e; di teltzahlung auf Provisionsba51s&

schließe daher ein vers101e r n ;spfli chtiges 3cscna1tibunrs-(:

verhältnis nicht aus. Es ?onne sein, daß zwischen dem Klä—

ger und der Beigeladenen @:ine 1egelmäßige Arbeitszeit ver:
ginpart gewesen sei; jedoch habe de r Kläger Sprechstunden

in der Arbeitsanleitung, die einen Bestandteil des Vertra—

ges bildete, vorgeschrieben; diese Seien außerdem in dem

vom Kläger zur Verfügung gestellten Briefbogen — mit "werk-

tags von 12 bis 19 Uhr" — angegeben gewesen, und in den In—

seraten sei nicht auf Sprechstunden verwiesen worden, so

daß die Beigeladene auch sonntags Besuche empfa gen mußte.

Die Beigeladene zu 2‚) beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen.

Es sei weder die Verletzung formellen noch diejenige materiel-

len Rechts gerügt° Der Kläger wende sich v1ielmehr ausschließ—

lich gegen die Beweiswurdigung des Vorderrici.tcrs°
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Die Beigeladene war in dem Verfahren vor dem BSG. nicht

vertreten (vgl. @ 166 Sozialgerichtsgesetz —SGG—).

II

1° Die - vom LSG. zugelassene — Revision des Klägers ist

statthaft. Die Revision ist rechtzeitig innerhalb eines Mo-

nats nach Zustellung des Urteils des LSG. - 29° Juni 1956 —
am 26° Juli 1956 eingelegt° Die Revisionsbegründung ist

noch am letzten Tage der vom Vorsitzenden des Senats bisw
/einschließlich 10 Oktober 1956 verlängerten Begründungs-

frist beim BSG° eingegangen° Nach der später ergangenen

Rechtsprechung des BSG‚ hätte die Frist nach @ 164 SGG nur
bis zum 29° September verlängert werden dürfen (zu vgl‚

BSG° in SozR. SGG 5 164 Nr° 32 Bl° Da 12). Dessenungeachtet

ist die hier vorgenommen Verlängerung der Revisionsbegrün—

dungsfrist rechtswirksam. Eine solche Entscheidung muß aus

Gründen der Prozeßsicherheit auch rechtsgdltig sein, wenn

der Vorsitzende den nach 5 164 Abs. 1 Satz 2 SGG in zeit—

licher Hinsicht gezogenen Rahmen (um zwei Tage) überschrit—

ten hat" Die F‘istverlängerung über die gesetzliche Frist

hinaus ist hier von dem dafür zuständigen Vorsitzenden des

Senats verfügt worden (@ 164 Abs, 1 Satz 2 SGG). In einem

solchen Falle ist es aber geboten, das Vertrauen eines Re—

visionsklägers, der sich auf die vom Gericht eingeräumte

Fristverlängerung verlassen können muß, zu schützen. Die

Fristverlängcrung ist eine Entscheidung des Gerichts. Eine

von.einem Gericht oder seinem Vorsitzenden im Rahmen seiner

Zuständigkeit erlassene Entscheidung kann nicht deswegen

als nichtig angesehen werden, weil prozeßrechtliche Voraus—

setzungen nicht gegeben waren (BGH, in Lindenmaier—Möhring,

Nachschlagewerk, ZPO Bd. 3 @ 554 Nr. 3 im Anschluß an RGZ.

160, 307). '1 ‘
;

Als die Widerspruchsstelle der Beklagten auf den Wider-

spruch des Klägers den Widerspruchsbescheid vom 10. Juni

1955 erließ, war das Geschäft des Klägers — am 1. Juni
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1955 — auf die Ehefrau des Klägers übergegangen. Ob die be-
klagte Krankenkasse-nach der Übernahme des Geschäfts durch

die Ehefrau des Kläge‘s in der Lage gewesen wäre, auch gegen
diese vorzugehen, braucht hier nicht geprüft zu werden

denn es geht im vorliegend n Verfahren nur um die Rechtmäßig—

keit der von der BeklagtenO regen den nla'3er vorgenommenen
Maßnahmen. Gegenstand dieses Verfahrens sind mithin die Ver—

waltungsakte der Beklagten vom 50° Dezember 1954 und vom
10° Mai 1955, die in der Feststellung gipfeln, daß die Bei—
geladene bei dem Kläger beschäftigt war°

Soweit der Kläger geltend gemacht hat, die Beklagte habe

die Angelegenheit "nicht erschöpfend bearbeitet“, enthält

sein Vorbringen keine nach @ 164 Abs. 2 SGG zuläss i e —
nämlich hinreichend substantiierte — Edge eines Verfahrens—

man vels des LSGu., auf die es hier allein ankommt (vgl; be—

reits BSG„ 1 SO 227 %l7; SozR. see @ 164 Bl. Da 7 Nr, 24).
Im G% ensatz zu der Meinung des Klägers ist das berufungs—

gerichtliche Verfahren auch nicht aus dem Grunde mit einem

Verfahrensmeng el behaftet, weil es das LS unterlassen hat-

te, sich damit e.useixm zu setzen, warum die Filialleiter

anderer_ Ehcunbahnungs1nst tete ls versicherun.gsfre ci beur-
\,

teilt werden„ Denn es riommt in jedem Falle einer Entschei-

dung über die Versicherungspflicht auf die besonderen Umstän—

de des Falles an; im uailgen würde eine von anderen Gerich—

ten in ähnlichen
_
%ll n vertretene Rechtsauffassung das LSG°

nicht geounden h-ben„

2„ In der Sache selbst hängt die Entscheidung über die zuge—

lassene Revision davon ab, ob die Beigeledene, die gegen Ent—

gelt tätig war, in einem Verhältnis persönlicher Abhängigkeit

zum Kläger stand (% 165 EVO, @ 1 AVG i.d.F. der VO zur Ver—

einiachung des Leistungs— und Beitragsrechts in der Sozial-

versicherung vom 17. März 1945 Ä■GBl. I S. 417 und € 69

AVAVG i.d‚F‚ der VO der brit. Militärregierung Nr. 111,

Amtsbl. 8° 614). Das ist nach den vom LSG. getroffenen tat—
sächlichen Feststellungen mit Recht bcjaht werden. Die per—
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sönliche Abhängigkeit der Beigeladenen ergibt sich insbe—

sondere daraus, daß sie bei Ausübung ihrer Tätigkeit als

Filialleiterin im wesentlichen den allgemeinen oder im Ein—

zelfall erteilten Weisungen des Klägers zu folgen hatte.

Die Gründe, die der Kläger vorgebracht hat, um darzutun,

die Beigeladene sei vom Kläger nicht persönlich abhängig

gewesen, vermögen eine andere Beurteilung nicht zu rechtfer—

tigen° Dies gilt vor allem für sein Vorbringen, die von ihm

{erteilten Richtlinien hätten nur innerbetrieblichen Charak—

ter, die Beigeladene habe "den Namen des Instituts benutzt“

und es sei "selbstverständlich, daß die Interessen des

Instituts gewahrt werden müssen", weil Ordnung sein müsse°

Aus einzelnen Tätigkeitsmerkmalen kann für sich allein nicht

geschlossen werden, ob eine abhängige £remdbestimmte oder
'eine freie, die Versicherungspflicht nicht begründende

selbstbestimmte Tätigkeit vorliegt ( gl. dazu insbes. BSG.

10 8° 41 135 f;7). Vielmeh kommt es entscheidend darauf

an, unter Abwägung aller Umstände ein Gesamtbild der Stel-

lung der Beigeladenen zu ermitteln und da ach das Maß der

persönlichen Abhängigkeit festzustellen (Grunds«E. des BVA°

Nr. 5515, AN. 1943 s. 106; BSG. 3, 30 grg7, ferner in

Soz.. RVG % 165 Bl. Aa 3 Nr, 6 und El. Aa 6 Nr. 8). Zu den

Verhältnissen, die insoweit zu berücksichtigen sind, gehört

vor allem der betriebliche und organisatorische Gesamtrahf

men, in dem sich die Tätigkeit der Filialleiterin abspielt,
also hier die Fragegder Struktur des Instituts, die der

Kläger — allerdings zu Unrecht — getrennt von der Versiche—

rungsfrage beurteilt sehen will. Der betriebsorganisatori—

sche Zusammenhang, in dem eine bestimmte Tätigkeit steht,

ist für die Beurteilung der Versicherungspflicht besonders

wichtig ("Eingliederungstheorie", siehe Vikisch, Arbeits—

recht, 2. Aufl. Bd. 1 s. 79; Vgl. BSG.s s. 278 12827, 10
S. 41 1Xé7). In dieser Hinsicht ist - wie auch vom Beru—
fungsgericht als bedeutsam hervorgehoben ist „ vor allem

auf die Pflicht der Filialleiterinnen hinzuweisen, der Zen—

trale “Tages—, ialbmonats— und Monatsbe‘ichte Zu erstatten",

sowie auf die Erledigung der gesamten Korrespondenz der

_ 13 -
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Filiale über die Zentrale° Der Kläger hat die Feststellung

des LSG. nicht zu erschüttern vermocht, daß Zentrale und

Filialen ein nach kaufmännischen Grundsätzen geleitetes Un—
ternehmen bilden° Die Zentrale des Instituts und seine Fi-

lialen bilden danach als Ganzes eine wirtschaftliche Ein-

heit, in der die persönliche Abhängigkeit der Beigeladenen
begründet ist. In dieser Richtung liegen auch die vom Klä-

ger selbst gegebenen Hinweise, daß die Beigeladene bei ihrer

Tätigkeit den Namen des Instituts verwende. Auf die enge
Verbundenheit der Filialen mit dem Zentralinstitut verweist

auch der Kopf der den Filialen vom Kläger zur Verfügung ge—

stellten Briefbogen ("Institut F. Die individuelle Ehean—

bahnung mit den vielen Filialen")° Auf diese gerade für das

Institut des Klägers wesentliche Struktur seines Unterneh—

mens und dessen die Filialen einschließende "straffe" Orga—

nisation als Ganzes kommt es hier a-. Damit beantwortet sich

auch die vom erkennenden Senat in einer anderweit entschie—

denen Sache gestellte Frage, ob die Beigeladene "im Mittel—

punkt eines eigenen Unternehmens gestanden hat oder nur

Glied eines fremden Betriebs gewesen ist“ (zu vgl° SozR„

RVG € 165 Bl. Aa 6 Nr, 8) dahin, daß sie in dem stark ge—

u“liederten Gesamtunternehmen nur ein einzelnes Glied war„0
Ues LSG° hat ohne Rechtsirrtuu festgestellt, daß die Beige—

adene gezwungen war, alle ihr erteilten Anweisungen zu be—'.J

achten, da sie sonst damit rechnen mußte, nach 5 14 des Ver—

‘rages fristlos geklndigt zu werden, Es hat ferner festge—

stellt, die ausschließliche Regelung des Sehriftverkehrs

über die Zentrale verfolge den ”Nebenzweck“ der Kontrolle

der Filialleiterinnen° Die Darstellung des Klägers in der
Revisionsinstanz, der Filialleiter habe auch neine Rechen—

schaft über seine Tätigkeit abzulegen und werde nicht kontrol—

liert, ist somit durch die angeführten Feststellungen wider»

legt. — Bei dieser Struktur des Unternehmens des Klägers kommt

es nicht darauf an, welche Begründung oder Bezeichnung der

Kläger seinen betrieblichen Maßnahmen — zumal in einem Streit—

verfahren — gibt; für die zu treffende Entscheidung ist es

auch belanglos, daß insoweit heute für das Unternehmen des

_ 14 _
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Klägers statt der früheren "ADA" vor allem eine “A lgemeine

Information (nur für den internen Gebrauch)" gilt. Denn für

die versicherungsrechtliche Beurteilung ist nur die tat—

sächliche Bindung der Beigeladenen an die in dicser oder

jener Form gegebenen Weisungen des Klägers entscheidend.

Daß der Kläger zu Weisungen an die Beigeladene berechtigt

war, geht auch
aus seiner Anmeldung der Filiale beim Gewer—

beamt in L. hervor, in der er ausdrücklich hervorhebt, er

habe Frau R. "angewiesen“, alles für die Durchführung der.

Anmeldung Erforderliche zu regeln. In gleichem Sinne ist

der Einwand des Klägers gegenüber der Feststellung des LSG.

über die von der Beigeladenen wahrzunehmenden Sprechzeiten

zu beurteilen. Wenn es in der Allg. Information (D Ziff. 5

Bl. 19) heißt, die vom Kläger angegebenen Sprechzeiten

stellten nur eine Empfehlung dar, so ist daraus nicht her—

zuleiten, daß seine Sprechstundenregelung für die Filiale\

der Beigeladenen nicht den Charakter einer "Vorschrift" ge-

habt habe. Denn der Beigeladenen war hierdruch allenfalls

ein begrenztes Ermessen eingeräum .

Die Beigeladene war auch nicht deshalb vom Kläger unabhän—

gig, weil sie, wie er vorbringt, den ggfang_ihrer_ggtiggeit

eeé-.i@-déhe.ihres. Y535915391@3.S.c_l.bä.t__ge_e“9939359392können-
'Es handelt sich hier allerdings um einen Fall, in dem je-

mand für den Erfolg seiner Arbeit bezahlt wurde. Nach der

iechtsprechung des Senats bietet eine solche Gestaltung

aber keinen zwingenden Grund für die Annahme, daß keine

persönliche Abhängigkeit des Beschäftigten vorgelegen hat

(SozR. avo @ 165 Bl. Aa 6 57 Nr. 8). Schließlich spricht

— von der Provisionsaufteilung abgesehen » der Umstand

gegen die Selbständigkeit der Beigeladenen, daß der Kläger

die Geschäftsunkosten der Filiale im wesentlichen selbst

trug. Der Bereitstellung der Räume durch die Beigeladene

hat das LSG. zutreffend keine entscheidende Bedeutung bei—

gelegt.
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Der Kläger wendet sich auch zu Unrecht mit der Begründung

gegen die Annahme eines Beschäftigungsverhältnisses der

Beigeladenen, daß "entscheidend ist einzig und allein, was
gewollt war und begründet wurde"° Die von den Beteiligten

für eine bestimmte Tätigkeit gewählte vertragliche Rege—

lung ist aber für die sozialversicherungsrechtliche Beur—

teilung nicht schlechthin maßgebend (zu vgl. Grunds.£ntsch.

des BVA. Nr„ 3017 AN. 1927 S‘, 24 mit Hinweisen auf Recht—'

sprechung und Schrifttum)° Der Kläger folgert deshalb zu

Unrecht, der erkennbare Wille der Beteiligten sei — für

die richterliche Beurteilung bindend — auf Begründung ei—

nes Rechtsverhältnisses gerichtet gewesen, in dem die Bei—

geladene Selbständigkeit besessen hätte. Für die recht—

liche Beurteilung der Versicherungspflicht kommt es nicht

darauf an, wie die Beteiligten die dafür entscheidenden

tatsächlichen Verhältnisse beurteilt sehen wollen, fielmehr

sind dieser Beurteilu3g die tatsächlichen Umstände und Ver—

hältnisse zugrundezulegen. Ihre Bewertung ist eine Frage

des öffentlichen R chts, deren Beantwortung nicht der Bar—

teidisposition unterliegt°

Die steuerliche Beurteilung der Tätigkeit der Beigeladenen

kann in diesem Verfahren keinen Anhaltspunkt dafür bieten,

ob die Beigeladene abhängig oder selbständig war° Zwar ist

nach der Rechtsprechung des Senats die Bntrichtung von

Lohnsteuer ein wichtiges Indiz für die sozialversicherungs-

rechtliche Beurteilung, da bei richtiger Rechtsanwendung

Lohnsteuerpflicht und Beitrag5pflicht sich grundsätzlich

decken (BSG„ 3 3° 30/40). Im Streitfalle liegt jedoch eine
Erklärung des Finanzamts nur darüber vor, daß die Beige-

ladene zwar eine Einkommensteuererklärung abgegeben habe,

aber nicht zur Einkommensteuer veranlagt worden sei. Hier—

aus können weder in dem einen noch in dem anderen Sinne

Schlüsse gezogen werden°

Demnach rechtfertigt sich die Zurückweisung der Revision°
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Die Entscheidung über die Kosten des Verfahrens beruht auf

‚€ 193 SGG„
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